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Anzug Jürg Meyer und Konsorten betreffend Suche nach neuen "Per-
len" für die Integration straffällig gewordener Romas in der Region 
 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 11. November 2009 den nachstehenden Anzug Jürg 
Meyer und Konsorten der Regiokommission überwiesen: 

Immer wieder gibt es in der Basler Region Einbruchsserien. Bei einem Teil der Täterperso-
nen handelt es sich um Romas. Viele von ihnen wohnen für kürzere oder längere Zeit in 
Wohnwagencamps im benachbarten Elsass. Zu einem grossen Teil werden für die Ausfüh-
rung der Einbrüche Kinder und Jugendliche eingesetzt. Viele der beteiligten Menschen und 
Familien stehen in akuten Notlagen. Unter anderem hat die Entwicklung der Wirtschaft der 
vergangenen Jahrzehnte viele ihrer traditionellen Gewerbe zerstört. 

Die Unterzeichnenden bestreiten in keiner Weise die Notwendigkeit des Durchgreifens von 
Polizei und Strafjustiz im Sinne der Aktion "Perle". Doch fordern sie auch das Zustande-
kommen von Massnahmen, welche die Lebensperspektiven der Täterpersonen und ihrer 
Familien verbessern. Vor allem muss angestrebt werden, dass für die Kinder bessere Zu-
kunftschancen möglich werden als ein Leben in ständiger Stigmatisierung und Kriminalität. 
Im Vordergrund der zu treffenden Massnahmen kann unseres Erachtens nicht die Fremdpla-
zierung in Heimen und Pflegefamilien stehen. Wegen der Unterschiedlichkeiten der Kulturen 
bringen solche Massnahmen die besondere Gefahr trostloser Kinderschicksale, wie sie in 
der Studie "Verdingkinder und Kinderarbeit in der Schweiz", in wichtigen Teilen wiedergege-
ben in "Versorgt und vergessen" von Marco Leuenberger und Loretta Seglias, Rotpunktver-
lag Zürich 2008, zur Darstellung kommen. 

Die kulturellen Differenzen zu den betroffenen Menschen erschweren das Erarbeiten sinn-
voller, zukunftsträchtiger Integrationskonzepte. Um die Kommunikation muss ernsthaft ge-
rungen werden. Doch ist unverkennbar, dass die Kulturen der Romas viele wichtige, kreative 
Elemente enthalten. Unverkennbar ist auch, dass heute grosse Teile der Romas in ganz Eu-
ropa beruflich und sozial erfolgreich sind, bis in Spitzenpositionen. Diese Entwicklung muss 
auch den bisher weniger erfolgreichen Menschen möglich gemacht werden. Viele Barrieren 
sind erst durch die jahrhundertealte Diskriminierung und durch deren radikale Steigerung  
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durch die nationalsozialistische Vernichtungspolitik aufgerichtet worden. Heute kann unter 
anderem die Faszination vieler Romas gegenüber der Informatik neue Integrationsanstösse 
bieten, denn die Informatik setzt grosse Kenntnisse von Lesen und Schreiben und weiterer 
Bestandteile der Schulbildung voraus. Dies kann mithelfen, das teilweise bestehende Miss-
trauen gegen die bei uns angebotene Bildung aller Stufen abzubauen, 

Im Sinne dieser Überlegungen ersuchen die Unterzeichnenden die Regio-Kommission, zu 
prüfen und zu berichten: 

1. Wie die Anliegen der Integration von Romas in die regionalen Organe des Oberrhein-
rates und des Distriktrates eingebracht werden können. 

2. Wie "runde Tische" unter Einbezug von Romas und unter Mitwirkung von Vertretenden 
der Hochschulen der Region eingesetzt werden können. Diese sollen den verbindli-
chen Auftrag bekommen, Integrationskonzepte unter besonderer Berücksichtigung der 
Bildung aller Stufen zu erarbeiten. Sie sollen mithelfen, die Kommunikation über die 
kulturellen Grenzen hinweg, auch in Erziehungsfragen, möglich zu machen. 

3. Ebenso sollen Schritte vorbereitet werden, wie Menschen gefördert werden können, 
die sich nur vorübergehend in der Region aufhalten. 

4. Zu prüfen ist weiter, wie bereits während der nicht vermeidbaren Massnahmen von 
Strafermittlung, Bestrafung, behördlichem Jugendschutz die betroffenen Menschen für 
ihre Zukunft gefördert werden können. 

Jürg Meyer, Sibel Arslan, Atilla Toptas, Patrizia Bernasconi, Franziska Reinhard, 
Mustafa Atici, Brigitte Hollinger, Salome Hofer, Sibylle Benz Hübner, Gülsen 
Oeztürk, Ursula Metzger Junco P., Maria Berger-Coenen, Markus Benz, Brigitte 
Heilbronner-Uehlinger, Heidi Mück 

 

 

Wir berichten zu diesem Anzug wie folgt:  

 
1. Anhörungen der Regiokommission  

Die Regiokommission hat an ihrer Sitzung vom 24. November 2010 den Anzugsteller Jürg 
Meyer und den leitenden Jugendanwalt von Basel-Stadt, Beat Burkhardt, angehört.  

Der Anzugsteller verwies auf die jahrzehntelange Diskriminierungserfahrung von 10 bis 12 
Millionen Roma in Europa. An sich hätten Roma ein grosses Kreativitätspotenzial. Von den 
Roma, die nach Basel kämen, leider oft aus Kriminalitätsgründen, stammten viele aus dem 
Raum Colmar-Mulhouse-Strasbourg. Vielfach würden bei Einbrüchen Kinder eingesetzt. Um 
die Zukunft dieser Kinder müsse gerungen werden. Basel habe relativ breite Erfahrung mit 
aufsuchender Sozialarbeit, z.B. dem Schwarzen Peter oder der Mobilen Jugendarbeit. Sol-
che Initiativen sollten auch im Hinblick auf Romas spielen. Ein möglicher Ansatz sei, bei den 
Jugendlichen die Faszination für Computer zu wecken. Weil viele Roma im benachbarten 
Frankreich lebten, brauche es einen grenzüberschreitenden Ansatz.  

Beat Burkhardt führte aus, dass jugendliche Roma in Gruppen über die Grenze kämen, pri-
mär aus Frankreich, wo sie in temporären Camps lebten. Sie würden kaum je deutsch spre-
chen, hätten keine Ausweise und ihre Herkunftsfamilie sei oft nicht bekannt. Weiteres 
Merkmal sei eine sehr schlechte Ausbildung. Werde in Basel-Stadt ein jugendlicher Roma 
bei einer Straftat geschnappt, so würden diese heute hauptsächlich von einem deutschen 



Bericht der Regiokommission zum Anzug Jürg Meyer Nr. 09.5226.01 Seite 3 

 
 
 
 

Anwalt abgeholt und vertreten. Es sei offensichtlich, dass die Kinder von einer kriminellen 
Organisation geschickt werden. Vor dieser hätten sie mehr Angst als vor den Behörden; die 
Höchststrafe bei den Roma sei der Ausschluss aus der Gemeinschaft. Entsprechend klein 
sei die Bereitschaft zur Kooperation. Immerhin würden jugendliche Roma in aller Regel kei-
ne Gewaltdelikte ausüben. Eine Heimunterbringung für straffällig gewordene jugendliche 
Roma sei nach den Erfahrungen mit „Kinder der Landstrasse“ verpönt. Zudem würden die 
Jugendlichen sofort aus dem Heim entwischen. Herkunftsfamilien fehlten und somit gebe es 
für unterstützende Massnahmen keine Anknüpfungspunkte. Basel-Stadt setze zwar eine 
Mediatorin für straffällig gewordene Jugendliche ein. Bei herumziehenden Jugendlichen ha-
be sie aber keine Chance. Aussenstehende Personen könnten auch nicht einfach in ein 
Camp gehen. Es handle sich um abgeschottete Gemeinschaften, es bräuchte Polizeischutz. 
Die Schweiz habe keine Kompetenz, im Herkunftsland, primär Frankreich, zu handeln.  

 

2.     Weitergabe an den Oberrheinrat 

Da es sich um eine grenzüberschreitende Thematik handelt, beschloss die Regiokommissi-
on, diese wie vom Anzugsteller angeregt in ein trinationales Gremium, den Oberrheinrat, zu 
tragen. Die Vorsitzende der Kommission Kultur, Jugend, Ausbildung des Oberrheinrates, die 
rheinland-pfälzische Landtagsabgeordnete Barbara Schleicher-Rothmund, erklärte sich be-
reit, das Thema aufzunehmen und den Kultur- und Bildungsaspekt zu vertiefen.  

Als Diskussionsgrundlage diente die Strassburger Erklärung des Europarates zur Situation 
der Roma vom 20. Oktober 2010. Die Erklärung sieht u.a. die Einrichtung eines neuen euro-
päischen Trainingsprogramms für über 1000 Roma-Mediatoren vor, welche die Gemein-
schaften in rechtlichen und administrativen Fragen beraten werden. Der Europarat setzte 
sich zudem zum Ziel, 2011 rund 100 Anwälte weiterzubilden. Roma-Mediatoren und -
Anwälte sollen sich für den Zugang zu Unterkünften, Gesundheitsfürsorge und Arbeit einset-
zen und eine Verbindung zwischen den Roma-Gemeinschaften und der Zivilgesellschaft 
schaffen.1 

Am 11. April 2011 hörte die Oberrheinrats-Kommission in Basel Dr. Urs Glaus, Geschäfts-
führer der Stiftung Schweizer Fahrender, sowie Jacques Delfeld, Vorsitzender der Sinti und 
Roma in Rheinland-Pfalz an. Von Seiten des Grossen Rates nahmen Heinrich Ueberwasser 
und Helen Schai-Zigerlig teil. Urs Glaus monierte fehlende Stand- und Durchgangsplätze für 
Fahrende; hier stünden auf Schweizer Seite Bund und Kantone in der Pflicht. Das Bildungs-
gefälle, das sich dadurch ergebe, dass manche Roma-Kinder die Schule nur im Winterhalb-
jahr besuchen, sei für die Roma ein geringfügigeres Problem. Im Sommerhalbjahr gebe es 
in der Schweiz für fahrende Kinder ein Hausaufgabensystem. Dieses funktioniere je nach 
Gemeinde und Lehrern gut oder weniger gut; es sei sicher noch ausbaufähig. 

Delfeld betonte, dass 90-95% der Sinti und Roma als ganz normale Bürger leben. In Zu-
sammenhang mit Kriminalität dürfe diese Bevölkerungsgruppe keinesfalls gesehen werden. 
Es bräuchte Mediatoren, die zwischen den Fahrenden und der Bevölkerung Brücken bauen 
und die Erkenntnis, dass die Sinti und Roma bekannte Persönlichkeiten hervorgebracht ha-
ben wie z.B. den Ex-Fussballer Gerd Müller oder die Sängerin Marianne Rosenberg.   

                                                
1 www.coe.int/t/dc/files/events/2010_high_level_meeting_roma/default_de.asp 
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Die Kommission Kultur, Jugend, Ausbildung des Oberrheinrates legte einen Entwurf für eine 
Resolution vor. Die Schweizer Delegation beantragte daraufhin, drei weitere Punkte anzu-
sprechen: a.) dass die Europäische Union Ausschaffungen und Diskriminierungen von Roma 
(z.B. Verweigerung des Zugangs zu Schulen) in mehreren ihrer Mitgliedsländer zulässt oder 
zumindest nicht sehr aktiv bekämpft; b.) dass am Oberrhein, so im Dreiländereck Basel, eine 
nicht unerhebliche Kleinkriminalitäts-Problematik von – oft minderjährigen – Roma besteht; 
c.) dass es auf und neben Standplätzen zu sozialen Problemen durch Fahrende kommt. Die 
Vorsitzende nahm diese Punkte teilweise noch auf. 
 
  
3.    Resolution des Oberrheinrates 

Am 10. Juni 2011 behandelte der Oberrheinrat die Resolution. Das Thema wurde mit Inte-
resse aufgenommen und die Notwendigkeit einer besseren Integration von Roma von allen 
drei Ländern betont. Einen Teilsatz, der auch die Kleinkriminalität ansprechen wollte, lehnten 
SP und Grüne der elsässischen Delegation strikt ab, worauf er gestrichen wurde. 
 
Der Text, dem das Plenum zustimmte, findet sich im Anhang ebenso wie die bisher einge-
gangenen Antworten auf die Resolution. 
 
 
4     Fazit der Regiokommisson 

Die ungenügende Integration von Roma ist ein gesamteuropäisches Problem mit vielen Fa-
cetten. Die Regiokommission, aber auch der Oberrheinrat haben sehr beschränkte Möglich-
keiten, um hier direkt etwas zu bewegen. Indem die Behörden der Oberrheinregion auf Bun-
des- und Länderebene vom Oberrheinrat aufgefordert wurden, darüber zu berichten, ob und 
wie weit sie Massnahmen für die bessere Integration von Roma umgesetzt haben und wie 
sie sich zur Strassburger Erklärung des Europarates stellen, erhielt das Thema aber doch 
eine gewisse Öffentlichkeit und parlamentarische Aufmerksamkeit.      

 

5.     Antrag 

Auf Grund dieses Berichts beantragen wir Ihnen, den Anzug Jürg Meyer und Konsorten 
betreffend Suche nach neuen "Perlen" für die Integration straffällig gewordener Romas in 
der Region als erledigt abzuschreiben. 

Die Kommission hat den Bericht am 19. Dezember 2011 einstimmig verabschiedet. 

 
 
Basel, 19. Dezember 2011              Für die Regiokommission 

       

      Dr. Heinrich Ueberwasser, Präsident 


























